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Nutz-) Tieren auf Menschen bzw. von Menschen auf 
Tiere übertragen werden)4. Auch die veränderten Klima-
bedingungen beeinflussen die Vermehrung und Vertei-
lung von Pathogenen, Vektoren und Wirten und fördern 
die Häufigkeit von Krankheitsausbrüchen und Transmis-
sionswegen. Die Interdependenz zwischen Pandemie, 
Wirtschaftskrise, Umweltzerstörung und Klimawandel 
macht deutlich, dass sich Maßnahmen zur Bewältigung 
der direkten Auswirkungen der Corona-Krise (recovery) an 
internationalen Zielen wie der Agenda 2030, dem Pariser 
Klimaschutzabkommen und der Biodiversitätskonventi-
on orientieren müssen (green recovery).

Maßnahmen zur Erholung der Wirtschaft an Nach-
haltigkeitskriterien auszurichten ist nicht nur öko-
logisch geboten, sondern auch aus wirtschaftlicher 
Perspektive der richtige Weg. Eine Studie der Uni-
versität Oxford5, in der mehr als 700 Konjunkturmaß-
nahmen im Kontext der Finanzkrise 2008 untersucht 
wurden, zeigt, dass grüne Projekte vielfach signifikante 
Beschäftigungseffekte, kurzfristig hohe Erträge und 
langfristig große Kosteneinsparungen erreichen können. 
Ähnliche Berechnungen des Weltwirtschaftsforums 
(WEF) verweisen auf erhebliche Beschäftigungspotenzi-
ale umweltfreundlicher konjunkturfördernder Lösungen 
vor allem im Bereich Lebensmittelerzeugung, Land- und 
Meeresnutzung sowie in der Bau- und Infrastrukturbran-
che und im Verkehrs- und Energiebereich6. 
 

Hintergrund 

Die Covid-19 Pandemie stellt die Länder weltweit 
vor extreme Herausforderungen. Während zunächst 
die unmittelbaren sozialen und wirtschaftlichen Auswir-
kungen im Vordergrund standen, wurde schnell deutlich, 
dass sich die Krise auch mittel- und langfristig auf die 
wirtschaftliche, soziale, politische und ökologische Ent-
wicklung auswirken wird. Die Covid-19 Pandemie sei zur 
„schlimmsten menschlichen und wirtschaftlichen Krise 
unserer Generation“ geworden, schreibt der UN-Gene-
ralsekretär in seinem Fortschrittsbericht zu den Globalen 
Entwicklungszielen (Sustainable Development Goals, SDG)1.  
Die Weltwirtschaft durchlebt die tiefste Rezession seit 
der Großen Depression in den 1930er Jahren. In vielen 
Ländern werden Rückgänge der Bruttoinlandsprodukte 
(BIP) von mehr als 20 Prozent verzeichnet2, gepaart mit 
einem immensen Arbeitsplatzverlust3. Die Vereinten 
Nationen warnen davor, dass in einigen Bereichen wie 
Armut, Hunger, Bildung die Entwicklungen um minde-
stens ein Jahrzehnt zurückfallen könnten. 

Darüber hinaus ist die Pandemie nicht nur als Ge-
sundheitskrise mit weitreichenden wirtschaftlichen 
und sozialen Folgen zu verstehen, sondern auch als 
aktuelles Symptom einer existenziellen Umwelt- 
und Klimakrise der Erde. Die Pandemie wurde durch 
einige Megatrends der letzten Jahrzehnte begünstigt: Der 
dramatischen Degradierung natürlicher Ökosysteme, der 
beschleunigten Abnahme der Artenvielfalt und einem 
rasanten Wachstum der Bevölkerung. Diese Entwick-
lungen führten zu immer kleiner werdenden natürlichen 
Rückzugsgebieten für wildlebende Arten und einer 
deutlichen Zunahme der Ausbreitung von zoonotischen 
Infektionskrankheiten (Krankheiten, die von (Wild- oder 



cling von Rohstoffen, bis hin zum völligen Schließen 
der Materialkreisläufe. Vor diesem Hintergrund sollten 
wirtschafts- und handelspolitische GR Maßnahmen 
Anreize für eine Transformation hin zu nachhaltigen 
Konsum- und Produktionsmustern und von Linear- zu 
Kreislaufwirtschaft setzen. 

■ Der Fokus von GR-Maßnahmen sollte auf Be-
reichen mit hohem Dekarbonisierungspotenzial lie-
gen. Um das internationale Klimaziel des Übereinkom-
mens von Paris zu erreichen, die globale Erderwärmung 
auf unter 2°C im Vergleich zum vorindustriellen Niveau 
zu begrenzen und damit den Kreislauf einer voranschrei-
tenden Klima- und Umweltkrise zu brechen, muss das 
Ambitionsniveau der nationalen Klimaschutzbeiträge 
(NDCs) weiter gesteigert werden9. Ein Großteil mög-
licher Handlungsfelder mit hohem Dekarbonisierungs- 
und gleichzeitigem Beschäftigungspotenzial konzentriert 
sich in Städten (Energieversorgung, Mobilität, Wasser-, 
Abfall- und Sanitärinfrastruktur, Bauwesen). 

■ Durch GR Maßnahmen sollten Umweltkosten 
internalisiert und Privatkapital mobilisiert werden. 
Zur Mobilisierung privater Mittel und die systematische 
Umlenkung von Finanzflüssen in nachhaltige Entwick-
lung sollten GR Maßnahmen kurzfristig durch grüne 
Steueranreize und längerfristig durch eine grüne Fi-
nanzmarkt- und Haushaltspolitik unterstützt werden. So 
werden ökologische Kostentransparenz geschaffen und 
Fehlanreize, bspw. durch Subventionen in umwelt- und 
klimaschädliche Bereiche, abgebaut. Da Konjunktur-
Maßnahmen im Zuge von GR öffentliche Haushalte 
belasten und in manchen Ländern drohen, in Staats-
schuldenkrisen zu münden, sollten diese Maßnahmen 
durch Beratung zu öffentlichen Finanzen (z.B. Erhöhung 
der Steuereinnahmen, Good Financial Governance) ergänzt 
werden. 

Unsere Handlungsempfehlungen 

Das Konzept der „Green Recovery“ – der Brückenschlag 
aus unmittelbaren konjunkturbelebenden und transfor-
matorischen Maßnahmen – ist in der aktuellen globalen 
Dimension neu. Allerdings lassen sich die vielfältigen 
Erfahrungen der GIZ in der Beratung von Partnern und 
Auftraggebern sowohl bei kurzfristigen Krisen als auch 
bei langfristigen Transformationen für die Entwicklung 
und Umsetzung von GR Maßnahmen nutzen. Die fol-
genden Handlungsempfehlungen sind entsprechend auf 
beide Ebenen ausgerichtet: Die Ausgestaltung von GR 
Maßnahmen durch Partnerregierungen vor Ort und die 

Unsere Standpunkte 

Vor diesem Hintergrund vertritt die GIZ die folgenden 
Standpunkte: 

■ Green Recovery (GR) Maßnahmen sollten um-
ittelbare und transformative Wirkungen entfalten  
(„doppelte Dividende”). Zum einen sollten GR Maß-
nahmen schnell umsetzbar und zielgruppen- und kon-
textspezifisch auf akute Bedarfe ausgerichtet sein, um die 
unmittelbaren sozialen, wirtschaftlichen, ökologischen 
und politischen Folgen der Corona-Krise zu bewältigen. 
Zum anderen sollten GR Maßnahmen mittel- und lang-
fristig die Weichen für strukturelle Änderungen stellen 
und die Grundlage für einen transformativen Wandel in 
Richtung Nachhaltigkeit, Resilienz und Klimaneutralität 
bilden („building back better”). 

■ Einer „grünen“ Beschäftigungsförderung sollte 
Priorität eingeräumt werden. „Grüne“ Jobs, also 
Arbeitsplätze, die zum Erhalt oder zur Wiederherstellung 
der Umwelt, bzw. des Klimas beitragen, sei es in traditi-
onellen Sektoren wie dem produzierenden Gewerbe und 
Bauwesen oder in neuen, aufstrebenden grünen Sektoren 
wie erneuerbare Energien und Energieeffizienz7, bieten 
signifikante Beschäftigungspotenziale, auch für gering 
qualifizierte Bevölkerungsteile. Beschäftigungsfördernde 
Maßnahmen (kurzfristige sowie langfristige) sollten des-
halb die Potenziale „grüner“ Jobs nutzen. 

■ An Klimaschutz- und Nachhaltigkeitszielen muss 
festgehalten werden. Eine nachhaltige Nutzung der 
Lebensgrundlagen (Böden, Wälder, Wasser, Energiequel-
len) ist die Voraussetzung dafür, die SDGs zu errei-
chen, krisenresilienter zu werden und sich vor weiteren 
Pandemien zu schützen. Vor diesem Hintergrund dürfen 
Umweltstandards nicht für kurzfristige Konjunkturef-
fekte geopfert werden, wie es derzeit beobachtet wird8. 
GR Maßnahmen sollten sich deshalb unbedingt an 
internationalen Zielen wie der Agenda 2030, dem Klima-
abkommen von Paris, dem neuen Rahmenabkommen der 
Biodiversitätskonvention und dem Sendai Rahmenwerk 
für Katastrophenvorsorge orientieren. 

■ GR-Maßnahmen sollten den Übergang zu einer 
ressourceneffizienten Wirtschaft beschleunigen. Die 
meisten konventionellen Produkte sind ressourcen- und 
energieintensiv und fordern dadurch immer mehr Flä-
chen der Natur. Damit erhöht sich das Risiko für neue 
Pandemien. Ein innovatives und ressourceneffizientes 
Produktdesign spart Rohstoffe und Vorleistungen und 
ermöglicht Wiederverwendung, Reparatur und Recy-



durch eine effektive Kommunikation begleitet wer-den. 
Die Kommunikation muss auf Zahlen/Daten/Fakten 
basieren sowie Zusammenhänge zwischen Phänomenen/
Krisen (Klima/Umwelt/Pandemie/Soziales) und dessen 
Auswirkungen (langfristige Entwicklungspfade, Trans-
parenz) aufzeigen, um Verhaltensänderungen zu errei-
chen. Zielgruppenspezifisch kann sie sich zudem auch 
(datenbasierter) emotionaler Botschaften bedienen, um 
Hürden zu überwinden (Fridays for future). Wir empfehlen 
eine gezielte Unterstützung von nationalen Forschungs-
einrichtungen und Statistikbehörden, deren Arbeit 
zentral für nationale Entwicklungsplanung (inkl. Szena-
rienmodellierung) und Krisenpräventionsmaßnahmen ist 
sowie die Förderung alternativer Datenerhebungsmetho-
den (u.a. citizen-generated data). 

■ Wir empfehlen die Ausgestaltung grüner wirt-
schafts- und industriepolitischer Strategien.
Die GIZ unterstützt Partnerländer dabei, wirtschafts- 
und industriepolitische Strategien und Fahrpläne zu 
entwerfen, die auf die Minderung der wirtschaftlichen 
Auswirkungen der Corona-Krise und auf die Trans-
formation in eine emissionsarme, ressourceneffiziente 
und sozial ausgewogene Wirtschaft ausgerichtet sind. 
Die ökonomischen und sozialen Spezifika von einzel-
nen Regionen und Wirtschaftsstandorten sind dabei 
besonders zu berücksichtigen. Dabei ist zum einen die 
Kohärenz mit (bereits bestehenden) sektorspezifischen 
Strategien (z.B. Klima, Energie, ländliche Entwicklung) 
essenziell. Zum anderen müssen ein adäquater Ausgleich 
bzw. geeignete Beschäftigungsalternativen für diejenigen 
berücksichtigt werden, die besonders negativ von Trans-
formationsprozessen betroffenen sind ( just transition). Der 
Privatsektor und die Zivilgesellschaft (u.a. Verbände, 
Gewerkschaften) sollten bei der Planung solcher Stra-
tegien und Fahrpläne durch geeignete Dialogformate 
eingebunden werden. Zusätzlich können über öffent-
liche Beschaffung während der Krise wichtige Impulse 
für die Erholung der Wirtschaft und eine nachhaltige 
Wirtschaftsentwicklung gesetzt werden. Dem Aufbau re-
silienter und nachhaltiger Wirtschaftsstrukturen, auf der 
Grundlage von lokalen Innovationen und unter Nutzung 
und Förderung des Potenzials von KKMUs, sollte dabei 
ein besonderer Stellenwert eingeräumt werden. Nach-
haltige Produktions- und Konsummuster können zudem 
über die Etablierung und Harmonisierung nationaler und 
internationaler (Sozial- und) Umweltstandards in globa-
len Wertschöpfungs- und Lieferketten und anerkannte 
Nachhaltigkeitssiegel unterstützt werden. Um mehr 
Transparenz in Lieferketten herzustellen und diese kri-
senresilienter zu machen, bietet die GIZ zudem Beratung 

Unterstützung dieser durch die Internationale Zusam-
menarbeit. Nach Ansicht der GIZ sind dies die wich-
tigsten Handlungsempfehlungen: 

■ Wir empfehlen unseren Partnerländern eine öko-
logisch nachhaltige, auf lokalen Stärken beruhende 
Arbeitsmarktpolitik und die gezielte Förderung 
innovativer KKMUs sowie entsprechender Qualifi-
zierungsmaßnahmen. 
Zur akuten Unterstützung für die in ihrer Existenz 
bedrohten Unternehmen und Beschäftigte ist Beratung 
zu schnell wirksamen sozial- und arbeitsmarktpoli-
tischen Maßnahmen notwendig.  Hierbei kann die GIZ 
auf zahlreiche Erfahrungen zur (Weiter-) Entwicklung 
sozialer Sicherungssysteme und öffentlicher Beschäfti-
gungsprogramme z.B. in Indonesien oder in der Sahel-
zone zurückblicken. Wir können unsere Partnerländer 
dabei unterstützen, bestehende kurzfristige (temporäre) 
Beschäftigungsprogramme so zu gestalten, dass sie 
einen Beitrag zum Umwelt- und Klimaschutz sowie zur 
Klimaanpassung leisten. Mittelfristig werden Curricula 
ergänzt sowie Ausbildungs- und Studiengänge zur För-
derung ökologischer und sozialer Schlüsselkompetenzen 
(inkl. grünem Unternehmertum) ausgebaut. Beratung 
zu Möglichkeiten der Überbrückung von kurzfristigen 
Liquiditätsengpässen und zu Business Continuity Maßnah-
men von KKMU, vor allem auch im informellen Sektor, 
sind notwendig. Die GIZ verfügt über Ansätze und 
Instrumente, um KKMUs und Selbstständige zum einen 
bei der emissionsarmen, ressourceneffizienten Ausrich-
tung ihrer Geschäftsmodelle („Greening Businesses“) und 
zum anderen bei der Erschließung von Marktchancen in 
grünen Sektoren („Green Businesses“) zu unterstützen. 

■ Wir empfehlen, GR Maßnahmen in unseren 
Partnerländern durch makroökonomische Model-
lierungen und eine effektive Kommunikation zu 
begleiten. 
Akute wirtschaftliche und soziale Notlagen erhöhen den 
Druck auf Entscheidungsträger, das Ambitionsniveau 
von Nachhaltigkeits- und Klimazielen zu senken und 
kurzfristige Wirkungen in den Vordergrund zu stellen. 
Um nachhaltige politische Entscheidungen im Sinne 
eines „building back better“ der Öffentlichkeit gegenüber 
vertreten zu können, hilft es, evidenzbasiert belegen zu 
können, dass die beschriebenen Co-Benefits zwischen 
wirtschaftlichen, sozialen und ökologischen Zielen exi-
stent sind. GR Maßnahmen sollten deshalb möglichst mit 
Hilfe von quantitativen Modellen zur Kosten-/Nutzen-
Analyse eines umweltfreundlichen Wiederanfahrens bzw. 
des Werts von Ökosystemleistungen ausgestaltet und 



künstlicher Intelligenz basierte Früherkennung helfen 
beispielsweise dabei, Prozesse aus der Ferne zu steuern 
und reduzieren damit die Notwendigkeit von infektions-
trächtigen persönlichen Kontakten. 

■ Wir empfehlen, Partnerländer bei der Umsetzung 
holistischer Klima- und Katastrophenrisikomanage-
ment-Konzepte zu unterstützen. 
Diese Konzepte kombinieren Instrumente der Bereiche 
Klimaschutz und -anpassung, Katastrophenrisikoma-
nagement, sowie soziale Sicherung und Finanzsyste-
mentwicklung. Durch den Aufbau von Kapazitäten zur 
Stärkung und Integration risikoinformierter Handlungs-
ansätze werden relevante Akteure befähigt, sektorüber-
greifende Risiken in ihre Entscheidungsfindung einzube-
ziehen und vorausschauende Maßnahmen zu ergreifen. 
Ansatzpunkte gibt es auf unterschiedlichen Ebenen: 
Zum einen müssen die Kapazitäten nationaler Klima- 
und Katastrophenschutzbehörden sowie Fachbehörden 
sektorübergreifend gestärkt werden. Zum anderen muss 
die Zivilgesellschaft durch Absicherung und Inklusion 
besonders vulnerabler Gruppen und Maßnahmen zur 
Resilienzstärkung und Vorbereitung auf den Katastro-
phenfall unterstützt werden, bspw. durch die Weiterent-
wicklung von Programmen im Bereich Adaptive Soziale 
Sicherung (ASP) oder die Ausweitung von Klima- sowie 
Katastrophenrisikoversicherungen. 

■ Wir empfehlen fiskalische und finanzpolitische 
Reformen, um ökologische Fehlanreize abzubauen 
und zusätzliche öffentliche und private Mittel zu 
generieren. 
Die Corona-Krise stellt viele unserer Partnerländer vor 
enorme finanzielle Herausforderungen: Die Finanzierung 
von GR Maßnahmen erfordert Investitionen, die oft 
eine zusätzliche Neuverschuldung notwendig machen. 
Öffentliche Haushalte geraten durch wegfallende Steu-
ereinnahmen zusätzlich unter Druck. Die Hebelung pri-
vater Mittel erhält in diesem Zusammenhang eine hohe 
Dringlichkeit. Dies geschieht durch die systematische 
Umgestaltung der Finanzsysteme in Partnerländern 
im Einklang mit den Zielen nachhaltiger Entwicklung 
(Sustainable Finance) und einer Gemeinwohlökonomie. 
Erfahrungsgemäß leistet neben politischen und regu-
latorischen Rahmenbedingungen die Zusammenarbeit 
mit dem lokalen Finanzsektor und Unternehmen einen 
wesentlichen Beitrag. Dabei sollten die positiven Ef-
fekte und potenziell höhere Rendite von Investitionen 
in nachhaltiges Wirtschaften hervorgehoben werden. 

zu intelligenten (digitalen) und adaptiven Geschäfts- und 
Einkaufspraktiken für Produzenten an. 

■ Wir empfehlen, die sektorübergreifenden Hand-
lungsspielräume und Dialogmöglichkeiten regio-
naler und kommunaler Akteure für GR Maßnahmen 
zu nutzen. 
Städte sind besonders anfällig für Pandemien und gleich-
zeitig die Orte, an denen konjunkturbelebende Maßnah-
men zur Bewältigung der Pandemiefolgen ihre größte 
Wirkung entfalten. Großinvestitionen in nachhaltige 
städtische Infrastruktur (z.B. öffentlicher Nahverkehr 
/ Gestaltung öffentlicher Räume / Energieeffizienz in 
Gebäuden / Ausbau digitaler Infrastrukturen / effiziente 
Wasserversorgung und Abwasserentsorgung) fördern die 
Konjunktur im Sinne von GR, sichern Arbeitsplätze und 
schaffen zusätzliche nachhaltige Beschäftigungsimpulse. 
Hierfür sind KKMU und lokale Wirtschaftsstrukturen 
in die Planung und Umsetzung einzubeziehen. In vielen 
Ländern liegt die Erbringung von Dienstleistungen in 
den von den SDGs angesprochenen Sektoren ganz oder 
teilweise in der Verantwortung lokaler Regierungen. 
Kommunal- und Regionalverwaltungen sind auch bei der 
Bewältigung der gegenwärtigen Krise erster Ansprech-
partner. Die GIZ verfügt über vielfältige Erfahrungen 
bei der Stärkung von Städten und ländlichen Regionen 
in ihren Kompetenzen und Kapazitäten zu sektorüber-
greifendem Handeln (digitale Planungstools; Raum- und 
Infrastrukturplanung; evidenzbasierte Politikgestaltung 
mithilfe desaggregierter und alternativer Daten). 

■ Wir empfehlen, GR Maßnahmen so auszuge-
stalten, dass die Energie- und Verkehrswende 
beschleunigt wird. 
Die GIZ unterstützt ihre Partnerländer dabei, die Ener-
gieversorgung sicher zu stellen, resilienter zu machen 
und gleichzeitig den notwendigen klimafreundlichen 
Umbau ihrer Energiesektoren zu beschleunigen (mit 
dem Langfristziel: 100% Dekarbonisierung und Ener-
giezugang). Kurzfristig sollten Projekte auf die Beratung 
von in Not geratenen lokalen KKMUs im Energie- und 
Verkehrssektor abzielen. Mittelfristig könnte die Ent-
wicklung innovativer und integrierter Planungs-Tools 
(Energieplanung und Verkehrsplanung 2.0) für Regulie-
rer und nationale Energieversorger / Mobilitätsanbieter 
unterstützt werden. Die Digitalisierung birgt außerdem 
ein erhebliches Potenzial, um nachhaltige Energie- und 
Verkehrssysteme resilienter gegenüber zukünftigen 
Schocks zu machen. Echtzeit-Diagnosetools und auf 



unterstützt werden. Diese stellt die Basis für evidenz-
basierte Politikberatung durch offene Innovationspro-
zesse (z.B. Data Hackathon), das Monitoring von Green 
Recovery relevanten Indikatoren (Klima, Biodiversität, 
Infrastruktur, Ernährung) durch Erdbeobachtungsdaten, 
die Stärkung alternativer (digitaler) Datenerhebungsme-
thoden (z.B. „citizen generated data“, geographische Infor-
mationssysteme & Satellitendaten) und Datennutzungs-
potenziale (z.B. durch Machine Learning und KI) dar.

Kooperationspartner

Aufgrund der Komplexität von GR Programmen und 
Maßnahmen ist eine enge Kooperation mit einer Vielzahl 
unterschiedlicher Stakeholder auf verschiedenen Ebenen 
(lokal, national, regional, international) notwendig. Der 
Bedarf, auf internationaler Ebene voneinander zu lernen, 
auf guten Beispielen und innovativen Ansätzen aufzu-
bauen, ist in der Pandemie größer denn je. Dies spiegelt 
sich in der aktuell gehäuften Lancierung verschiedener 
neuer virtueller Austauschforen wider. Die GIZ ist 
bereits Mitglied in vielen internationalen Allianzen und 
Netzwerken und pflegt in vielen Vorhaben (vor allem zur 
Umsetzung globaler Abkommen) einen engen Austausch 
mit internationalen Organisationen und Entwicklungs-
banken. 

Eine zentrale Herausforderung ist, die Politik, aber auch 
Wirtschaft und Zivilgesellschaft davon zu überzeugen, 
dass Konjunkturpakete grün sein müssen und nicht 
von Nachhaltigkeits-/ Klimazielen abgerückt werden 
darf. Deswegen empfehlen wir eine enge Kooperation 
mit (Forschungs-) Institutionen und Statistikbehörden, 
die in der Lage sind, GR Maßnahmen zu modellieren. 
Zusätzlich brauchen wir starke Kommunikationspartner, 
die Botschaften zielgruppenspezifisch, unter Nutzung 
von Evidenz und Emotionen so gestalten, dass sie Ver-
haltensänderungen auslösen. Auch Think Tanks (inkl. 
Verhaltensforschung) spielen hier eine wichtige Rolle, 
weil sie oft gut in der Wissenschaft und Politik vernetzt 
und geeignet sind, politisches Agendasetting zu betrei-
ben. Bildungseinrichtungen und Anbieter von Business 
Development Services sind als Mittler und Trainingsinstitute 
nötig, um die Privatwirtschaft in der Entwicklung von 
nachhaltigen Geschäftsmodellen zu unterstützen und 
Beschäftigte entsprechend zu qualifizieren.

 

Auch die Unterstützung beim Abbau von umwelt- und 
klimaschädlichen Subventionen und einer ökologischen 
Fiskalreform, bspw. über die Einführung einer CO2-
Bepreisung, stellen zentrale Handlungsfelder von GR 
Maßnahmen dar. Zudem ist die Berücksichtigung von 
Umwelt-, Sozial- und Governance-Kriterien in den 
Risikobewertungsprozessen des Finanzsektors wichtig. 
Durch eine gezielte Zusammenarbeit mit dem Finanzsek-
tor kann das Angebot an grüner, nachhaltiger Finanzie-
rung ausgebaut werden, z.B. in Form von grünen Anlei-
hen und Krediten. Das EU-weite Klassifikationssystem 
für nachhaltige Wirtschaftstätigkeiten und Investitionen 
(EU-Taxonomie) kann dabei helfen. 

Innovationen

Die GIZ empfiehlt, im Rahmen von GR Maßnahmen die 
Chancen von Digitalisierung und Big Data zu nutzen. 
Digitalisierung stärkt die Resilienz von Arbeitsplätzen 
und Gesundheit während eines Lockdowns und darüber 
hinaus die der Umwelt und des Klimas. Beispielsweise 
können Investitionen in Technologien für intelligente 
Städte die Resilienz der besonders betroffenen Bal-
lungsgebiete gegenüber Pandemien erhöhen, gleichzeitig 
Energie und Ressourcen einsparen und Städte grüner 
und sozial inklusiver machen. Ein weiteres Beispiel stellt 
die Förderung digitaler Kompetenzen von KKMUs und 
Branchenverbänden und die Bereitstellung von digitalen 
Dienstleistungen (inkl. Industrie 4.0) für Unternehmen 
dar. Digitale Kompetenzen und Dienstleistungen können 
innovative Geschäfts-/Vermarktungsmodelle und öko-
logische Produkt- und Prozessinnovationen zur Ver-
ringerung von Umweltauswirkungen unterstützen (z.B. 
Open Source-basierte Enterprise Resource Planning Systeme, 
Digital Voucher Systeme oder („Digital Twin“) für Lieferket-
ten aus nachhaltiger Produktion). Auch die Nutzung von 
Digitalisierungstechnik zur Schaffung von Transparenz 
bzgl. Nutzerverhalten, Gewohnheiten und Präferenzen 
von Konsumenten bietet eine wertvolle Grundlage zur 
Weiterentwicklung und passgenauen Ausgestaltung von 
Politikmaßnahmen für eine nachhaltige Wirtschaft. 
Damit einher geht die Förderung von Datenverfügbar-
keit und -qualität für die Ko-Produktion von Wissen und 
Entscheidungen. Robuste und hochaufgelöste (Big Data) 
Informationen und ihre kollaborative und transparente 
Erarbeitung können dabei helfen, Politikentscheidungen 
im Rahmen oder infolge der Krise robuster und glaub-
würdiger zu machen. In dem Zusammenhang sollte die 
bedarfsgerechte Bereitstellung von Open Environment 
Data (Klima, Landwirtschaft, Städte, Infrastruktur, u.a.) 
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